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Kläger und Revisionskläger,
Prozeßbevollmächtister:

Ü................‚O.......0.000,

g e g e n

......OOOOOOOOOOO........IOCIOOOOOOOOO......OOODQOOOOI.,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver—

handlung am 5. November 1980

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 12. Juli 1979 und des So-

zialgerichts BraunschWeig vom 7. Februar 1979 sowie der Be-

scheid der Beklagten vom 21. Februar 1977 hinsichtlich der
Zeit ab 1. Dezember 1976 aufgehoben. Die Beklagte wird ver-
urteilt, dem Kläger einen Beitragszuschuß zur Krankenver—

sicherung für die Zeit ab 1. Dezember 1976 zu zahlen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten der beiden ersten

Rechtszüge zur Hälfte und die Kosten des Revisionsverfah-

rens voll zu erstatten. ‚
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Der in Argentinien lebende Kläger erhält ab 1. Juli 1969

von der Beklagten Altersruhegeld und eine Rente aus der

Argentinischen Nationalversicherung. Die für alle Empfänger

einer argentinischen Rente bestehende Pflichtkrankenver—

sicherung umfaßt die ambulante und stationäre Behandlung

sowie die Versorgung mit Medikamenten, letztere mit einem

Eigenanteil von 30 %. Daneben ist der Kläger bei einem pri—

vaten Krankenversicherungsunternehmen, dem S M

N . S . d 1 M gegen Krankheit versichert. Die Ver—

sicherung umfaßt die ambulante und stationäre Heilbehand—

lung, die Erstattung von Krankenhaus— und Operationskosten

und sieht die Versorgung mit Medikamenten bei stationärer

Heilbehandlung vor.

Die Beklagte lehnte die Gewährung eines Beitragszuschusses

ab (Bescheid vom 21. Februar 1977). Klage und Berufung blie-

ben ohne Erfolg (Urteil des Sozialgerichts —SG- vom

12. März 1977; Urteil des Landessozialgerichts -LSG— vom

12. Juli 1979). Das LSG hat seine Entscheidung damit be—

gründet, daß der Kläger in ein Krankenversicherungssystem

eingebunden sei, das wenigstens annähernd mit der deutschen

gesetzlichen Krankenversicherung vergleichbar sei. Daß sich

der Pflichtversicherte in Argentinien mit 50 % an den Auf—

wendungen für Medikamente selbst zu beteiligen habe, er—
laube ebensowenig eine andere Beurteilung wie der Vortrag

des Klägers, daß nunmehr zusätzlich Selbstbeteiligungen

bei der Erstattung von Operations- und Krankenhauskosten

verlangt würden. Es genüge, daß Leistungen gewährt würden,

die ihrer Art nach denen der gesetzlichen deutschen Kran—

kenversicherung entsprächen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—5— .
Mit der vom LSG zugelassenen Revision beantragt der Kläger,

die Entscheidungen der Vorinstanzen und den angefochtenen

Bescheid aufzuheben und die Beklagte zur Zahlung des Bei-

tragszuschusses für die Zeit ab 1. Dezember 1976 zu verur-

teilen.

Sie macht geltend, das LSG habe zu Unrecht das Berufungsvor—

bringen als unerheblich angesehen, daß die staatliche argen—
tinische Gesundheitsvorsorge bei stationärer Krankenhausbehand—

lung Selbstkosten vorsehe.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung zugestimmt (5 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG-).

II

Auf die Revision des Klägers war die Beklagte antragsgemäß

zu verurteilen. Der Kläger begehrt mit der Revision den Bei—

tragszuschuß nur noch für die Zeit ab 1. Dezember 1976. Inso-

weit war der Klage aufgrund der vom LSG getroffenen Feststel-

lungen stattzugeben.

Der Anspruch auf Beitragszuschuß richtet sich für die Zeit bis

zum 50. Juni 1977 nach $ 381 Abs 4 der Reichsversicherungsord—

nung (RVG) in der bis dahin geltenden Fassung (aF). Für die da-

nach liegende Zeit bestihmt sich der Anspruch nach 5 1304e idF
des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl I 1040). Nach den Fest—

stellungen des LSG bestand für den Kläger bei einem privaten

Versicherungsunternehmen eine segenannte Vollversicherung iS

des 5 581 Abs 4 RVO aF (vgl hierzu BSGE 55, 15, 19 und SozR
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2200 5 581 Nr 55 letzter Absatz) und damit für die Zeit ab

1. Juli 1977 jedenfalls auch "eine Krankenversicherung von
nennenswerter Bedeutung" (vgl Urteil des Senats vom 20. März

1980 — 11 RJz 7/79 -). Die weiteren nach 5 581 Abs 4 BVD aF

und 5 1504e RVO in gleicher Weise geltenden Anspruchsvoraus-

setzungen, daß der Berechtigte eine Rente aus der deutschen

gesetzlichen'Rentenversicherung bezieht und nicht in der

deutschen gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert

ist, sind ebenfalls erfüllt. Dem Anspruch auf Beitragszu—

schuß steht ferner nicht entgegen, daß_sich der Kläger im

Ausland aufhält (vgl BSGE 51, 288 = SozR Nr 24 zu 5 581 RVG).

Das ist im Revisionsverfahren nicht umstritten.

Umstritten ist vielmehr allein, ob die für alle Empfänger

einer argentinischen Rente bestehende Pflichtkrankenver-

sicherung, der der Kläger aufgrund seiner argentinischen

Rente aus der Nationalversicherung angehört, den Anspruch

auf Beitragszuschuß ausschließt. Insoweit gilt für 5 581
Abs 5 RVO aF und für @ 1504e RVO in gleicher Weise, daß der

Gleichheitssatz des Art 5 Grundgesetz (GG) einen Ausschluß

des nach dem Gesetzeswortlaut an sich gegebenen Anspruchs

dort gebieten kann, wo der Rentner von einem ausländischen

gesetzlichen Krankenschutzsystem als Pflichtmitglied er-
faßt wird (vgl SozR 2200 5 581 Nr 50). Als ein solches

- den Anspruch ausschließendes — Krankenschutzsystem hat

die Rechtsprechung früher jedes System angesehen, das der

deutschen gesetzlichen Krankenversicherung annähernd ver-
gleichbar ist (SozR 2200 5 581 Nrn 22 und 50). Nach Erlaß_
des Berufungsurteils hat der erkennende Senat jedoch in

seinen Urteilen vom 2. August und vom 15. November 1979

(SozR 2200 5 581 Nrn 55 und 54) sowie im Urteil vom
20. März 1980 — 11 RJz 7/79 — unter teilweißer Abweichung

von dieser, von ihm zunächst fortgeführten Rechtsprechung

die Zugehörigkeit zu einem ausländischen gesetzlichen Kran—
kenschutzsystem nur dann als schädlich angesehen, wenn das

ausländische System im Leistungsumfang — selbst wenn es
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nur Kosten ersetzt — der deutschen gesetzlichen Krankenver-
sicherung im wesentlichen gleicht (im Ergebnis gleichkommt),

also von ihr nur unwesentlich oder geringfügig abweicht.

Es kommt somit nicht darauf an, ob die argentische Pflicht—

versicherung im Hinblick auf die Eigenbeteiligung an der Ver—

sorgung mit Medikamenten bei ambulanter und stationärer Be—

handlung in Höhe VOn 50 VB und etwaige sonstige Kostenbetei—

ligungen der deut80hen gesetzlichen Krankenversicherung noch
"annähernd vergleichbar ist", wie das LSG auf der Grundlage
der älteren Rechtsprechung angenommen hat. Entscheidend ist

Vielmehr, daß schon die vom LSG festgestellte Beteiligung an
den Medikamenten - zur Kostenbeteiligung bei stationärer Be—

handlung und Operation fehlen Feststellungen des LSG — nicht

mehr als eine nur unwesentliche oder geringfügige Abweichung
angesehen werden kann. Dabei ist von demjenigen Versicherungs—

schutz auszugehen, der dem berechtigten Rentner als Pflichtmit—
glied der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung in der
streitigen Zeit zuteil geworden wäre. Hierzu bestimmte 5 482
RVG in der bis zum 30. Juni 1977 geltenden Fassung des Gesetzes

vom 27. Juli 1969 (BGBl I, 946) in seinem Abs 4 Satz 1, daß
bei Abnahme von_Arznei—‚ Verband— und Heilmitteln der Ver—

sicherte 20 vH der Kosten, höchstens jedoch 2,50 Deutsche Mark
je Verordnungsblatt, an die abgebende Stelle zu zahlen habe.
Von dieser Abgabe waren indessen gem Abs 2 Nr 4 vorgenannter

Vorschrift die Rentner befreit. Für die Zeit ab 1. Juli 1977

bestimmt 5 182a RVOidF des Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl I,
4069), daß bei der Abnahmevon Arznei-, Verband—und Heilmitteln
der Versicherte eine Deutsche Mark für jedes verordnete Mittel

an die abgebende Stelle zu zahlen habe; die Krankenkasse könne

in besonderen Härtefällen, vor allem wenn laufend Arznei—,

Verband— und Heilmittel benötigt werden, von dieser Zahlung be-

freien. Das ist insgesamt sowohl für die Zeit vor als auch für

die Zeit nach dem 1. Juli 1977 eine für die Rentner wesentlich
günstigere Regelung, so daß die Regelung in Argentinien hier-
nach schon wegen des Medikamentenanteils mehr als geringfügig
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von den Leistungsbedingungen der deutschen gesetzlichen

Krankenversicherung abweicht.

Dem Kläger steht damit der geltend gemachte Anspruch auf

Krankengeldzuschuß dem Grunde nach zu. Die Beklagte wird

dessen Höhe festzustellen und dabei auch die Übergangsre—
gelung des 5 28a Abs 2 Arbeiterrentenversicherungs—Neure—

gelung5gesetz zu beachten haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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Bundessozialgericht Kassel, den 16. April 1981

— 11 RJZ 5/79
—

B e s c h 1 u B

in dem Rechtsstreit

oooo....ocooooooo..ooooconoo.ooocoo-oooououooooooo-no

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter:
.. oo...no.-oooou-oooooononcoo

g e g e n

......OOODIOOOCC00.00.00.....l....OIOIOOOOOCOOOIOOOIU

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Das Urteil vom 5. November 1980 wird gemäß 5 138 des
Sozialgerichtsgesetzes wegen offenbarer Unrichtig—

keit in seinen Entscheidungsgründen II, Seite 7,

Zeilen 8 und 9 der Urschrift (Seite 6 Zeile 4 der
Ausfertigung) dahingehend berichtigt, daß das Wort

"Krankengeldzuschuß" ersetzt wird durch das Wort

"Beitragszuschuß".
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